MLP AG
Wiesloch

Wiesloch, im April 2011

Ordentliche Hauptversammlung der
MLP AG

am Freitag, den 10. Juni 2011, um 10.00 Uhr in Mannheim,

Congress Center Rosengarten,
Rosengartenplatz 2,
68161 Mannheim.



Erlauterungen zu den Rechten der Aktionare
(Angaben gemalR 8§ 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Aktionare
gemal 88 122 Abs. 2,126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG)

1. Tagesordnungserganzungsverlangen gemal § 122 Abs. 2 AktG

Aktiondre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den
anteiligen Betrag von € 500.000,- erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), kdnnen
verlangen, dass Gegenstdnde auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrindung oder eine Beschlussvorlage
beiliegen. Das Verlangen muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der
Versammlung schriftich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmoéglicher Zugangstermin ist also
Dienstag, der 10. Mai 2011, 24.00 Uhr (MESZ). Spater zugehende Erganzungsverlangen
werden nicht bertcksichtigt. Die betreffenden Aktionare haben gemaf § 122 Abs. 2 Satz
1 in Verbindung mit 8§ 142 Abs. 2 Satz 2 AktG nachzuweisen, dass sie mindestens in der
Zeit vom 10. Marz 2011 bis zur Absendung des Ergadnzungsverlangens Inhaber der fur die
Erreichung des Quorums (siehe oben) notwendigen Aktien gewesen sind.
Aktienbesitzzeiten Dritter kommen nach Maf3gabe von 8§ 70 AktG zur Anrechnung.

Etwaige Erganzungsverlangen sind unter folgender Adresse schriftich an den Vorstand der
Gesellschaft zu richten:

MLP AG
Investor Relations
Alte Heerstral3e 40
69168 Wiesloch
(Telefax: +49 (0) 6222/308-1131
hauptversammlung2011@mlp.de)

Bekanntzumachende Erganzungen der Tagesordnung, die fristgerecht zugegangen sind,
werden unverziglich nach Zugang des Verlangens im elektronischen Bundesanzeiger
bekannt gemacht und europaweit verbreitet.

Sie werden aufRerdem unter der Internet-Adresse http://www.mlp-hauptversammlung.de
bekannt gemacht und den Aktion&ren nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt.

Die diesen Aktionarsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten
wie folgt:

8§ 122 Einberufung auf Verlangen

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionare, deren Anteile
zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Griunde verlangen; das Verlangen ist
an den Vorstand zu richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der
Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines
geringeren Anteils am Grundkapital knipfen. § 142 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.
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(2) In gleicher Weise konnen Aktionéare, deren Anteile zusammen den zwanzigsten
Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen,
verlangen, dal3 Gegenstande auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht
werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrindung oder eine
Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der
Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei borsennotierten Gesellschaften mindestens
30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht
mitzurechnen.

§ 142 Bestellung der Sonderprifer (Auszug)

(2) Lehnt die Hauptversammlung einen Antrag auf Bestellung von Sonderprifern
zur Prufung eines Vorgangs bei der Griindung oder eines nicht Uber funf Jahre
zurlckliegenden Vorgangs bei der Geschéftsfihrung ab, so hat das Gericht auf
Antrag von Aktiondren, deren Anteile bei Antragstellung zusammen den
hundertsten Teil des Grundkapitals oder einen anteiligen Betrag von 100 000 Euro
erreichen, Sonderprufer zu bestellen, wenn Tatsachen vorliegen, die den Verdacht
rechtfertigen, dass bei dem Vorgang Unredlichkeiten oder grobe Verletzungen des
Gesetzes oder der Satzung vorgekommen sind; dies gilt auch fir nicht Gber zehn
Jahre zurtickliegende Vorgange, sofern die Gesellschaft zur Zeit des Vorgangs
borsennotiert war. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens
drei Monaten vor dem Tag der Hauptversammlung Inhaber der Aktien sind und
dass sie die Aktien bis zur Entscheidung lber den Antrag halten. Fur eine
Vereinbarung zur Vermeidung einer solchen Sonderprifung gilt 8§ 149
entsprechend.

2. Gegenantrage gemaf § 126 AktG

Jeder Aktiondr hat das Recht, in der Hauptversammlung einen Gegenantrag mit
Begrindung gegen die Vorschlage von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem
bestimmten Punkt der Tagesordnung zu stellen. Gegenantrdge von Aktiondren zur
Hauptversammlung im Sinne von 8§ 126 AktG, die der Gesellschaft bis spatestens 14 Tage
vor dem Tage der Hauptversammlung, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der
Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also spétestens zum Ablauf des 26. Mai
2011, zugegangen sind, werden einschlieBlich des Namens des Aktionars, der
Begrindung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung der Gesellschaft
unverzuglich tber die Internetseite der Gesellschaft http://www.mlp-hauptversammiung.de
zuganglich gemacht (8 126 Abs. 1 Satz 3 AktG).

Gemall § 126 Abs. 2 AktG gibt es Grunde, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und
dessen Begrundung nicht Gber die Internetseite zuganglich gemacht werden mussen.

Fur die Ubermittlung von Gegenantragen (einschlieRlich Begriindung) ist folgende
Adresse mal3geblich:

MLP AG
Investor Relations
Alte HeerstralRe 40
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69168 Wiesloch
Telefax: +49 (0) 6222/308-1131
hauptversammlung2011@mip.de

Anderweitig adressierte Gegenantrdge werden nicht bertcksichtigt. Gegenantrage sind
nur dann gestellt, wenn sie wahrend der Hauptversammlung mundlich gestellt werden.
Das Recht eines Aktiondrs wahrend der Hauptversammlung Gegenantrage zu den
verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige und fristgerechte
Ubermittlung an die Gesellschaft zu stellen, bleibt unberihrt.

Die das Gegenantragsrecht der Aktiondre zugrunde liegenden Regelungen des
Aktiengesetzes, die auch bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem
Zuganglichmachen von Gegenantragen abgesehen werden kann, lauten wie folgt:

§ 126 Antrage von Aktionaren

(1) Antrage von Aktionaren einschlie3lich des Namens des Aktionars, der
Begrindung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125
Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen
zuganglich zu machen, wenn der Aktiondr mindestens 14 Tage vor der
Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von
Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit
Begriindung an die in der Einberufung hierfir mitgeteilte Adresse Ubersandt hat.
Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei bdrsennotierten Gesellschaften
hat das Zuganglichmachen Uber die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. §
125 Abs. 3 gilt entsprechend.

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begrindung brauchen nicht zuganglich gemacht
zu werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugénglichmachen strafbar machen wirde,

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschlul3 der
Hauptversammlung fuhren wirde,

3. wenn die Begrindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder
irrefihrende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthalt,

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestitzter Gegenantrag des Aktionars
bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach 8 125 zuganglich
gemacht worden ist,

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionars mit wesentlich gleicher Begrindung in
den letzten funf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der
Gesellschaft nach 8§ 125 =zugénglich gemacht worden st und in der
Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals
fur ihn gestimmt hat,



6. wenn der Aktiondr zu erkennen gibt, daf3 er an der Hauptversammlung nicht
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionér in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen
von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.

Die Begruindung braucht nicht zuganglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt
mehr als 5 000 Zeichen betragt.

(3) Stellen mehrere Aktionare zu demselben Gegenstand der Beschlul3fassung
Gegenantrage, so kann der Vorstand die Gegenantrdge und ihre Begrindungen
zusammenfassen.

3. Wahlvorschlage gemaf § 127 AktG

Jeder Aktionar hat das Recht, in der Hauptversammlung Wahlvorschlage zur Wahl des
Abschlussprifers und Konzernabschlusspriufers (Tagesordnungspunkt 4) zu machen.
Wahlvorschlage von Aktionaren, die der Gesellschaft unter der nachstehend angegeben
Adresse mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, wobei der Tag des Zugangs
und der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis spatestens zum
Ablauf des 26. Mai 2011, zugegangen sind, werden unverziglich tUber die Internetseite
http://www.mlp-hauptversammlung.de zugénglich gemacht.

Wabhlvorschlage von Aktionaren werden nur zuganglich gemacht, wenn sie den Namen,
den ausgeubten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person (vgl. 8 127 Satz 3 in
Verbindung mit § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG) enthalten.

Fur die Ubermittlung von Wahlvorschlagen ist folgende Adresse maRgeblich:

MLP AG
Investor Relations
Alte Heerstral3e 40
69168 Wiesloch
(Telefax: +49 (0) 6222/308-1131
hauptversammlung2011@mlp.de)

Anderweitig adressierte Wahlvorschlage werden nicht beriicksichtigt.

Ein Wahlvorschlag und dessen Begrindung brauchen nicht zuganglich gemacht zu
werden,

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugéanglichmachen strafbar machen wiirde,

2. wenn der Wahlvorschlag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der
Hauptversammlung fuhren wirde,

3. wenn die Begriindung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefiihrende
Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthélt,
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4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestiitzter Wahlvorschlag des Aktionars bereits zu
einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach 8 125 zuganglich gemacht worden ist,

5. wenn derselbe Wahlvorschlag des Aktionars mit wesentlich gleicher Begriindung in den
letzten funf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft
nach § 125 zugénglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der
zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals fir ihn gestimmt hat,

6. wenn der Aktionar zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht
teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder

7. wenn der Aktionar in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von
ihm mitgeteilten Wahlvorschlag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.

Eine Begrindung zu einem Wahlvorschlag ist nicht erforderlich. Enthalt der Wahlvorschlag
trotzdem eine Begrindung, braucht diese nicht zuganglich gemacht zu werden, wenn sie
insgesamt mehr als 5.000 Zeichen betragt. Machen Aktionare gleiche Wahlvorschlage, so
kann der Vorstand die Wahlvorschlage sowie etwaige Begrindungen, zusammenfassen.

4. Auskunftsrecht gemaR § 131 Abs. 1 AktG

Gemall 8 131 Abs. 1 AktG kann jeder Aktiondr oder Aktionarsvertreter in der
Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft Gber Angelegenheiten der Gesellschaft, die
rechtlichen und geschaftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen
Unternehmen sowie die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss
einbezogenen Unternehmen verlangen, soweit sie zur sachgemafien Beurteilung eines
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist.

Die diesen Aktionarsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die
auch bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von Auskinften abgesehen werden
kann, lauten wie folgt:

8 131 Auskunftsrecht des Aktionars

(1) Jedem Aktionar ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand
Auskunft Uber Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur
sachgemalen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die
Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschaftlichen
Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen. Macht eine
Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Abs. 1 Satz 3, § 276 oder § 288
des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionar verlangen, dafd ihm in
der Hauptversammlung Uber den Jahresabschlul® der Jahresabschluf® in der Form
vorgelegt wird, die er ohne Anwendung dieser Vorschriften héatte. Die
Auskunftspflicht des Vorstands eines Mutterunternehmens (8 290 Abs. 1, 2 des
Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der
Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf die Lage des
Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.



(2) Die Auskunft hat den Grundsatzen einer gewissenhaften und getreuen
Rechenschaft zu entsprechen. Die Satzung oder die Geschaftsordnung gemald §
129 kann den Versammlungsleiter erméchtigen, das Frage- und Rederecht des
Aktionars zeitlich angemessen zu beschranken, und Naheres dazu bestimmen.

(3) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern,

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach verninftiger kaufmannischer Beurteilung
geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht
unerheblichen Nachteil zuzufiigen;

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansatze oder die Hohe einzelner Steuern
bezieht;

3. Uber den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstande in der
Jahresbilanz angesetzt worden sind, und einem hoheren Wert dieser Gegenstande,
es sei denn, dal3 die Hautversammlung den Jahresabschlul3 feststellt;

4. Uber die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser
Methoden im Anhang ausreicht, um ein den tatsédchlichen Verhéltnissen
entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im
Sinne des § 264 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn
die Hauptversammlung den Jahresabschluf? feststellt;

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen
wirde;

6. soweit bei einem Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungsinstitut Angaben Uber
angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie vorgenommene
Verrechnungen im Jahresabschlul3, Lagebericht, Konzernabschluf3 oder
Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen;

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft tUber mindestens
sieben Tage vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgangig zuganglich ist.

Aus anderen Grunden darf die Auskunft nicht verweigert werden.

(4) Ist einem Aktiondr wegen seiner Eigenschaft als Aktionar eine Auskunft
aulRerhalb der Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen
Aktionéar auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie
zur sachgemaRen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht
erforderlich ist. Der Vorstand darf die Auskunft nicht nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis
4 verweigern. Séatze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein Tochterunternehmen (8§ 290
Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein Gemeinschaftsunternehmen (8 310 Abs. 1
des Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes Unternehmen (8 311 Abs. 1 des
Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen (8 290 Abs. 1, 2 des
Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in den
Konzernabschlu3 des Mutterunternehmens erteilt und die Auskunft fir diesen
Zweck bendtigt wird.



(5) Wird einem Aktionér eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, dal3 seine
Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die
Niederschrift Gber die Verhandlung aufgenommen werden.

Daruber hinaus ist der Versammlungsleiter zu verschiedenen Leitungs- und
Ordnungsmal3nahmen in der Hauptversammlung berechtigt. Hierzu gehért auch die
Beschrankung des Rede- und Fragerechts. Die zugrunde liegenden Regelungen der
Satzung der Gesellschaft lauten wie folgt:

8 16 der Satzung der MLP AG (Auszug)

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung und bestimmt die Reihenfolge der
Gegenstande der Tagesordnung sowie die Art und Form der Abstimmung. Der
Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionare zeitlich angemessen
beschranken; er kann insbesondere zu Beginn oder wahrend der
Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen fir den Verlauf der Hauptversammlung,
fur die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie fir den
einzelnen Frage- und Redebeitrag angemessen festsetzen. Dartber hinaus kann
der Vorsitzende den Schluss der Debatte anordnen, soweit dies fir eine
ordnungsgemal3e Durchfihrung der Hauptversammlung erforderlich ist.



	Etwaige Ergänzungsverlangen sind unter folgender Adresse schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten:

